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Großveranstaltungen im Sport in Hessen 2014

Der Sportausschuss des Hessi-
schen Städtetages hat in seiner 
letzten Sitzung in Wiesbaden die 
Geschäftsstelle des Hessischen 
Städtetages gebeten, eine Über-
sicht über alle Veranstaltungen von 
nationaler und von internationaler 
Bedeutung in einer Übersicht zu-
sammenzufassen. 

Die Veranstaltungsübersicht ist auf 
der Internetseite des Hessischen 
Städtetages abrufbar: www.hess-
staedtetag.de, Arbeitsfelder, Sport, 
Kultur und Ehrenamt.

In Hessens Städten werden auch 
im Jahr 2014 spannende sportli-
che Wettbewerbe ausgetragen. So 
steht der Radsport im Mai auf dem 
Plan, wenn wieder der Startschuss 
zum Radrennen „Rund um den Fi-
nanzplatz Eschborn-Frankfurt“ 
fällt. Wenige Tage später  ndet so-
dann die Internationale-3-Etappen-

Rundfahrt statt. Am 17. Mai  nden 
die Hessischen Schwimmmeister-
schaften statt. Auch die Jugend 
wird gefördert: In Rosbach v.d.H. 
 ndet am 31. Mai das Internationale 
U10-Jugendfußballturnier statt. In 
Lampertheim steht der Spargellauf 
am 14. Juni auf dem Programm. 

Auch traditionsreiche Wettbewer-
be  nden wieder statt: P ngsttur-

nier in Wiesbaden und IRONMAN 
European Championship und City 
Triathlon in Frankfurt am Main. Das 
Landeskinderturnfest  ndet dieses 
Jahr am 20. Juni in Marburg statt. Es 
wird auch wieder getanzt, so beim 
34. Internationalen Leica Turnier / 
World-Cup am 6. Dezember 2014 
in Wetzlar. Unsere Städte haben im-
mer etwas zu bieten.
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Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier  nden Sie eine Kurzübersicht 
über unsere demnächst anstehen-
den Termine für Fortbildungsveran-
staltungen. Weitere Informationen 
zu diesen und späteren Seminaren 
 nden Sie im Internet unter www.
hess-staedtetag.de/Fortbildung. 

Personalführung für 
Abteilungsleiter/innen und 
Sachgebietsleiter/innen
Dipl.-Betriebswirt und Dipl.-Päd.
Leonhard Schmidt, Wiesbaden
Termin: 12. bis 14. Mai 2014
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 5. April 2014
Tagungsgebühr: € 390,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 244,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 102,- bei täglicher 
Anreise

Stil und Stimme 
Heidemarie Müller, langjährige Pro-
tokollche n in der saarländischen 

Staatskanzlei, und Bettina Koch, 
Schauspielerin, Theatertherapeutin 
und Sprach-Trainerin
Termin: 15. Mai 2014, 10.00 – 18.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt am 
Main
Anmeldeschluss: 10. April 2014
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 88,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Preisrecht für Praktiker: Das neue 
Hessische Vergabegesetz (HVG)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 21. Mai 2014, 10.00 – 17.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt a. M.
Anmeldeschluss: 15. April 2014
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 118,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Führungsseminar für 
Nachwuchskräfte – Stufe I
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 10. bis 12. Juni 2014
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 25. April 2014
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 244,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 102,- bei täglicher 
Anreise

Fo
to

: m
ap

ol
i-p

ho
to

, F
ot

ol
ia

Sport,
Kultur und
Ehrenamt

19 É

Hessens Kommunen mit bundesweit
überdurchschnittlichen Kulturausgaben	 16

Arbeitnehmerüberlassung	 11

Förderung der Interkommunalen Zusammenarbeit	 11

LKW-Kartell - auch die Kommunen sind betroffen	 12



Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2017

INHALTSVERZEICHNIS

É Titel

Fraktionsmittel – weder für den 
Mandatsträger noch für die Partei 4

É Soziales
und Integration

Ausbildungsbegleitung in Berufsschule
und Betrieb optimieren 5

É Aus dem 
Städtetag

Seminare 15

Präsidium und Hauptausschuss tagten in Hünfeld –
Beschlüsse zu Flüchtlingen und zur Neuordnung 
des kommunalen Finanzausgleichs 2014 16

Mitgliederversammlung am 8 Mai 2014
in der Barockstadt Fulda 17

Gremientermine 18

Unser Vizepräsident Bürgermeister 
Dr. Eberhard Fennel geht in den 
verdienten Ruhestand 19

Freiherr-vom-Stein-Plakette für Dr. Eberhard Fennel 19

Europäisches Beihilferecht für Kommunen
und kommunale Unternehmen   11

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen
im Zeichen der Energiewende  12

Energie: Koalitionsvertrag weckt
kommunale Erwartungen  13

É Finanzen

É Wirtschaft 
und Verkehr

Der „Herbsterlass“ – Kommunen unter Druck 3

Fachtagung zum 14. Kinder- und
Jugendbericht in Dietzenbach 6

Bildung, Kinder
und Jugend

É

Strafbarkeit von Gemeindevertretern 7

Start für Leistungsentgeld verzögert sich 8

Drei-Prozent-Sperrklausel im Europawahlrecht
ist verfassungswidrig 9

Gastbeitrag:
Nachhaltigkeit im Beschaffungswesen 10

Erste Sitzung AG Hessischer 
Sportämter in Wiesbaden 15

Sport, Kultur 
und Ehrenamt

É

É Recht, Personal
und Ordnung

Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen   14

É Umwelt, Bau
und Planung

Privilegien für Einheimische? - Eine Bestandsaufnahme 
nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 19.7.2016

(Ri) Stellen Sie sich einen schönen 
Spätsommertag im Jahr 2005 in 
Oberbayern vor. Es ist warm, gera-
dezu heiß. Ideales Wetter für einen 
Besuch im Schwimmbad. Nur steht 
auf der Preistafel des Schwimmba-
des, dass Einheimische einen we-
sentlichen geringeren Eintritt zahlen 
als Ortsfremde. Die meisten würden 
dies als ungerecht empfinden und 
zahlen. Manchmal entwickelt sich 
aus einer kleinen Ungerechtigkeit 
aber auch ein großes Verfahren. Da-
her erhob der Badegast zunächst vor 
dem örtlichen Amtsgericht eine Kla-
ge auf Rückzahlung des Differenz-
betrages. Als das Amtsgericht seine 
Klage abwies wandte er sich an das 
für die Berufung zuständige Ober-
landesgericht München und als die-
ses sein Ansinnen ebenfalls verwarf 
an das Bundesverfassungsgericht. 
Fast 11 Jahre nach dem ursprüngli-
chen Besuch im Freibad entscheidet 
nun das Bundesverfassungsgericht, 
dass der Beschwerdeführer Recht 
hatte. In seinem Beschluss legte das 
Bundesverfassungsgericht dar, dass 
die Ungleichbehandlung von Einhei-
mischen und Auswärtigen in diesem 
Fall gegen das Gleichheitsprinzip 
des Art. 3 Abs. 1 GG verstößt und 
hob daher die Urteile der Instanzge-
richte auf.

Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts hat eine Tragweite, 
die weit über die einzelne Gemein-
de hinausgeht. Für viele Städte und 
Gemeinden in Hessen stellt sich die 
Frage, welche Auswirkungen dieser 
Beschluss für ihre kommunalen Re-
gelungen hat. 
Ausgangspunkt aller Überlegungen 
ist der Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 19.7.2016 
(Az. 2 BvR 470/08). In diesem stellt 
das Bundesverfassungsgericht klar, 
dass eine Preisgestaltung, die zwi-
schen Einheimischen und Ortsfrem-
den unterscheidet, prinzipiell einen 

Verstoß gegen das Gleichheitsprin-
zip des Art 3 Abs. 1 GG darstellt. 
Eine Ungleichbehandlung kann aller-
dings durch einen sachlichen Grund 
gerechtfertigt werden. Zugelassen 
ist eine Begünstigung, wenn sie mit 
dem Wohnort untrennbar zusam-
menhängt. Beispielsweise folgt aus 
dem Ziel der Versorgung mit wohn-
ortnahen Bildungsangeboten, dass 
die Einheimischen einen legitimen 
Vorrang genießen.

Konkret bedeutet dies, dass die 
Bevorzugung von Einheimischen 
nie in Betracht kommt, wenn die öf-
fentliche Einrichtung gerade auf ein 
überregionales Publikum zielt. Dies 
war beispielsweise bei dem hier an-
gesprochenen Bad der Fall. Dieses 
wurde auch zu dem Zweck betrie-
ben, den Tourismus in der Region zu 
fördern. Angesichts dieses gerade 
auf Fremde zielenden Zwecks ist es 
nicht logisch zu rechtfertigen, von 
Fremden einen höheren Preis zu ver-
langen. Ebenso ist eine Bevorzugung 
von Einheimischen ausgeschlossen, 
wenn die öffentliche Einrichtung 
nicht ausgelastet ist und jeder zu-
sätzliche Nutzer/Nutzerin einen De-
ckungsbeitrag leistet.

Geht es hingegen um kommunale 
Gebäude und Räume ist eine Diffe-

renzierung durchaus möglich. Bei-
spielsweise ist es zulässig, Räume in 
Bürgerhäusern bevorzugt an Vereine 
zu vergeben und von gewerblich tä-
tigen Interessenten ein höheres Ent-
gelt zu verlangen. Auch ist es mög-
lich, Veranstaltungen die sich direkt 
an ein örtliches Publikum wenden zu 
vergünstigten Konditionen zuzulas-
sen. Nicht möglich ist hingegen die 
direkte Bevorzugung der Einheimi-
schen.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, 
dass das so genannte Einheimi-
schenmodell, das heißt die verbilligte 
Abgabe gemeindlicher Grundstücke 
an Einheimische, nur mit Einschrän-
kungen zulässig ist. Bereits im Jahr 
2013 hatte der Europäische Ge-
richtshof festgestellt, dass die ver-
günstigte Abgabe von Bauland nur 
unter dem Gesichtspunkt der För-
derung des sozialen Wohnungsbaus 
betrieben werden kann. Es kann 
daher durchaus ein legitimes Ziel 
sein, einkommensschwache Einhei-
mische zu fördern, um eine uner-
wünschte Gentrifizierung zu vermei-
den. Ein Modell das Einheimische 
unabhängig von der wirtschaftlichen 
Situation begünstigt ist hingegen 
nicht mit dem Europäischen Recht 
vereinbar.

©
 s

ch
ul

zf
ot

o,
 F

ot
ol

ia

Bei jedem Schwimmbad stellt sich die Frage der Preisgestaltung 
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Bürgermeister befürworten klare Regeln 
für Kreis- und Schulumlage

(JD) Die Bürgermeister der Mitglied-
städte halten es für richtig, dass die 
Rechtsaufsicht klare Regeln für die 
Bemessung der Kreisumlage und 
der Schulumlage setzt. Das Thema 
spielt eine zentrale Rolle bei den 
Bürgermeistertreffen im hessischen 
Städtetag (siehe Fotos auf dieser 
Seite). Die städtischen Haushalte 
würden es nicht verkraften, wenn 
die Zahlpflichten der Städte für die 
Kreisumlage und für die Schulumla-
ge unendlich wachsen. 

Mehr als drei Milliarden Kreis- 
und Schulumlage Jahr für Jahr 
in Hessen
Den größten Aufwand bilden in Hes-
sens kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden nicht bedeutende Bau-
maßnahmen, nicht die Kinderbe-
treuung oder Kultur- und Sportein-
richtungen. Den größten Brocken im 
städtischen Haushalt verursachen 
die Kreis- und Schulumlagen!
Mehr als zwei Milliarden Euro liefern 
Hessens Städte und Gemeinden 
derzeit pro Rechnungsjahr als Kreis-
umlage an die Kreise ab. Speziell für 
Schulbau und andere schulische 
Zwecke kommt noch einmal eine 
runde Milliarde hinzu.
Obwohl beide Umlagen einen gro-
ßen Teil des städtischen Etats be-
anspruchen, spielen sie in den 
Beratungen der Stadtverordneten-

versammlung meist eine vergleichs-
weise geringe Rolle. 
In den Berichten zum Haushalt er-
wähnen die städtischen Kämmerer 
das Thema regelmäßig, meist nur 
mit der Nennung der Summen, der 
Hebesätze und der Steigerung ge-
genüber dem Vorjahr. Selten führen 
Kreis- und Schulumlage zu Kontro-
versen unter den ehrenamtlich poli-
tisch Tätigen.
Warum spielen die Kreis- und die 
Schulumlage im Bewusstsein der 
in der städtischen Kommunalpolitik 
Engagierten eine angesichts des 
Umlagevolumens vergleichsweise 
geringe Rolle? Die Antwort ist ein-
fach: Es besteht der Eindruck, dass 
die Entscheidungen auf Kreisebene 
fallen und von den städtischen Gre-
mien kaum zu beeinflussen sind. 
Hinzu kommt, dass bis zum Inkraft-
treten des neuen Finanzausgleichs-
gesetzes die Rechtsaufsicht die 
Hebesätze von Kreis- und Schulum-
lage begrenzt oder - wie häufig ge-
sagt - „gedeckelt“ hatte. Kreis- und 
Schulumlage durften bis zum Jahr 
2015 in ihrer Summe nicht mehr als 
58 Prozent der Umlagegrundlagen 
betragen. Jetzt zögert das Innenmi-
nisterium sehr damit, die Umlagehe-
besätze weiterhin zu limitieren. Die 
Sorge der Kämmerer in den kreisan-
gehörigen Städten und Gemeinden 
wächst daher logischerweise: Kön-

nen die Landkreise die Hebesätze 
nach freiem Ermessen beliebig nach 
oben schrauben? Werden sie noch 
stärker als bisher die städtischen 
Haushalte beanspruchen?

Die beiden gemeindlichen Verbände 
haben sich bei diesem Thema auf 
eine gemeinsame Linie geeinigt: Sie 
wollen feste Regeln für die Erhebung 
von Kreis- und Schulumlage, sie 
wollen Informationen über das Er-
fordernis der jeweiligen Hebesatz-
höhe. Sie wollen den so genannten 
Umlagebedarf kennen und wissen, 
woher er rührt. Städte und Gemein-
den sollen nicht nur gegenüber der 
Kreisverwaltung ihre Meinung sagen 
dürfen. Geklärt werden muss auch, 
dass die Einwendungen und Anre-
gungen der Städte und Gemeinden 
die Entscheidungsträger in den 
Kreisen erreichen und diese sich 
mit den Vorstellungen der Städte 
und Gemeinden auseinander setzen 
müssen.

Die Vorstellungen der gemeindli-
chen Verbände sind dabei ganz fol-
gerichtig und gut nachzuvollziehen. 
Sie wollen die Informationen vom 
Kreis über seine Vorstellungen zur 
Kreisumlage so rechtzeitig erfah-
ren, dass sie noch Stellung nehmen 
können, bevor der Kreis entschieden 
hat. Der Kreis selbst muss eigentlich 

Finanzen
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Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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Die AG Mitte tagte am 8.11.2016 in Butz-

bach. Sie wählte den gastgebenden 

Bürgermeister Michael Merle (4. v. li.) zu 

ihrem neuen Vorsitzenden.

AG Nord für klare Regeln bei Kreis- und 

Schulumlage (4. v. li. Vorsitzender Alex-

ander Heppe; 5. v. li. gastgebender Bür-

germeister Rüdiger Heß)

Sorgen um die Finanzlage der südhessi-

schen Kommunen in der AG Süd bei ihrer 

Sitzung in Heppenheim. Am Vorstands-

tisch stehend Vorsitzender Herbert Hun-

kel. Für die gastgebende Stadt: Bürger-

meister Rainer Burelbach (1. v. li.) und 

Stadtrat Norbert Golzer (1. v. re.)
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ein großes Interesse daran haben, zu 
wissen, wie die Städte und Gemein-
den zu seiner Umlage stehen. Denn 
nach höchstrichterlicher Recht-
sprechung greift der Landkreis mit 
der Kreis- und Schulumlage in die 
Finanzhoheit der umlagepflichtigen 
Städte und Gemeinden ein. 
Um diesen Eingriff zu rechtfertigen, 
muss der Landkreis nicht nur nach-
weisen, dass er das Umlagegeld sei-
ner Gemeinden unbedingt braucht. 
Er muss auch prüfen, ob seine For-
derung die umlagepflichtigen Ge-
meinden so stark belastet, dass 

Die Grundregeln über Kreis- und 
Schulumlage finden sich im Ge-
setz, dem Finanzausgleichsge-
setz 2016. Maßgeblich ist der § 50 
FAG 2016, dessen wichtigste Re-
gelungen zu Kreis- und Schulum-
lage wir nachstehend abbilden.

§ 50 Kreisumlage

(1) Die Landkreise haben von ihren 
Gemeinden eine Kreisumlage zu 
erheben, soweit die Leistungen 
nach diesem Gesetz und die sons-
tigen Erträge und Einzahlungen 
zum Ausgleich des Haushalts und 
zum Ausgleich von Fehlbeträgen 
aus Vorjahren nicht ausreichen. 
Die Kreisumlage ist als Prozent-
satz auf die Umlagegrundlagen 
nach Abs. 2 festzulegen.
(3) Die Landkreise erheben zum 
Ausgleich ihrer Belastungen als 
Schulträger von kreisangehöri-
gen Gemeinden, die nicht Schul-
träger sind, einen Zuschlag zur 
Kreisumlage. Der Zuschlag ist 
als Prozentsatz auf die nicht nach 
Abs. 2 Satz 2 ermäßigten Umla-
gegrundlagen nach Abs. 2 Satz 1 
festzulegen. Das Aufkommen aus 
dem Zuschlag darf die Belastung 
des Landkreises aus der Schul-

trägerschaft nicht übersteigen 
und ist zweckgebunden zu verein-
nahmen.

Soweit die Landkreise in Hessen 
Schulträger sind, erheben sie also 
für ihre Schulträger-Aufwendun-
gen eine Schulumlage. Dabei un-
terscheidet das Schulgesetz nach 
den Kosten der inneren Schulver-
waltung, das sind insbesondere 
die vom Land zu tragenden Per-
sonalkosten der Lehrer.
Die Kommunen haben die Kosten 
der äußeren Schulverwaltung zu 
tragen. Was dazu gehört, will die 
Rechtsaufsicht jetzt präzise fest-
legen: 
Bei der Ermittlung der in die  
Schulumlage einzubeziehenden 
Kosten, sind die dem Produkt-
bereich 03 (Schulträgeraufga-
ben) des Produktbereichsplanes 
(Muster 12 zu § 4 Abs. 2 GemH-
VO) zuzuordnenden Positionen 
einschließlich anteiliger Finanzie-
rungskosten sowie interner Leis-
tungsverrechnung zu berücksich-
tigen.

Zur äußeren Schulverwaltung 
werden voraussichtlich gerechnet 
werden:

–– Schulbau und Schulunterhal- 
	 tungsmaßnahmen, 
–– Ausstattung der Schulen mit  

	 Sachmitteln, 
–– Errichtung, Ausstattung, Ver- 

	 waltung und Unterhaltung der  
	 Schulgebäude und –anlagen  
	 sowie der Sport- und Spielan- 
	 lagen, 
–– Ausstattung mit Lehrmitteln  

	 und Büchereien, die Aufbe- 
	 wahrung der Lernmittel sowie  
	 die Errichtung und Fortfüh- 
	 rung der Medienzentren,
–– Personalkosten für Schulse- 

	 kretariate und Hausmeister,
–– Schulsozialarbeit,
–– Schülerbeförderung,
–– Betreuungsangebote der  

	 Schulträger, 
–– ganztägige Angebote, z.B. im  

	 Rahmen des Programmes  
	 Pakt für den Nachmittag,
–– Erhaltene oder geleistete  

	 Gastschulbeiträge. 

Der Schulumlage sind dagegen 
nicht zuzurechnen:
•	 Einnahmeausfälle für die  
	 Überlassung von Sportanla- 
	 gen für Vereine,
•	 Zuschüsse an Volkshoch- 
	 schulen.

Schulumlage: Präzise Regeln der Rechtsaufsicht zu 
den Schulträgeraufgaben 

diese ihre eigenen Aufgaben nicht 
mehr erledigen und ihre eigenen 
städtischen Haushalte nicht mehr 
ausgleichen können.
Dabei geht es immer darum, das 
Gleichgewicht zwischen städtisch 
Notwendigem und auf der Kreisseite 
Notwendigem zu wahren: Schulen 
sind wichtig, aber die Schulbaufi-
nanzierung der Kreise darf nicht zu 
Lasten der Kindergärten in den Städ-
ten gehen. Haushaltskonsolidierung 
ist wichtig. Aber der Landkreis darf 
nicht seine Finanzen in Ordnung 
bringen, wenn damit zugleich die 

städtischen Haushalte Not leiden 
und unausgeglichen bleiben.

Die Verantwortlichen des Innenmi-
nisteriums, die für die Rechtsauf-
sicht verantwortlich sind, haben sich 
jetzt aufgemacht, gemeinsam mit 
den kommunalen Spitzenverbänden 
Regeln für Kreis- und Schulumlage 
zu entwickeln. 
Vor allem für die Schulumlage muss 
unzweifelhaft feststehen, welche 
Aufgabenelemente ihr zuzurechnen 
sind (siehe dazu Ausführungen im 
Kasten).
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Finanzlage der hessischen Kommunen: 
Gefühlt im reichen Süden, vieles aber wie im armen Westen

(JD) Wer Hessens Kommunen bun-
desweit verortet, rechnet sie gefühlt 
immer zum reichen Süden, sieht sie 
an der Spitze gemeinsam mit den 
Kommunen aus Baden-Württem-
berg und Bayern. Die Wahrheit sieht 
etwas anders aus: Bei den zahlrei-
chen Indikatoren zählen Hessens 
Kommunen angesichts ihrer Finanz-
lage zum finanzschwachen Westen 
gemeinsam mit den Kommunen 
aus NRW, Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland.

Der Hessische Städtetag hat im 
Laufe des Jahres 2016 die Finanz-
lage der hessischen Kommunen in 
zahlreichen Gremiensitzungen do-
kumentiert. Auf Wunsch aus dem 
Präsidium hat die Geschäftsstelle 
die verschiedenen Darstellungen 
Ende 2016 zu einer knapp fünfzig 
Seiten umfassenden Dokumenta-
tion zusammengestellt. Die Doku-
mentation ist über Link zum Down-
load bereit gestellt.

Mehrere gegenläufige Entwick-
lungen kennzeichnen die Lage der 
kommunalen Finanzen in Hessen:

Positiv:
1.	 Kontinuierlich aufwachsende  
	 Steuererträge.
2.	 Mit den Steuererträgen auf 
	 wachsende KFA-Schlüsselzu- 
	 weisungen.
3.	 Massive Entlastung der Kommu- 
	 nen durch Bundesmittel, die  
	 schon seit 2015, vor allem aber  
	 ab 2018 zur Entlastung der Kom- 
	 munen fließen.

Negativ:
1.	 Hohe Altdefizite und nach wie  
	 vor in zahlreichen Kommunen  
	 nicht zu steuernde laufende  
	 Haushaltsdefizite.
2.	 Trotz Investitionsprogrammen  
	 von Bund und Land fortbeste- 
	 hender Investitionsbedarf. 
3.	 Ungebrochen steigende Auf- 
	 wendungen im Sozialbereich –  

	 nicht nur für Betreuung und Inte- 
	 gration der Flüchtlinge.
4.	 Gesetze auf Bundesebene mit  
	 möglicherweise einschneiden- 
	 den zusätzlichen Aufwendungen  
	 für die kommunale Ebene, zum  
	 Beispiel das Bundesteilhabege- 
	 setz. 

Die kommunalen Kassenkredite 
sind laut DeStatis im ersten Halb-
jahr 2016 bei besten Rahmenbedin-
gungen zur Konsolidierung wieder 
gestiegen! Wie kann man erwarten, 
dass in einem zukünftigen Zeitraum 
irgendwann einschneidende Kon-
solidierungsschritte möglich wer-
den, wenn in Zeiten aufwachsender 
Steuererträge und historisch niedri-
gen Kreditzinsen die Schulden nicht 
sinken, sondern steigen.
Demnächst werden die Statisti-
schen Ämter Jahresdaten für das 
abgelaufene Rechnungsjahr 2016 
zur Verfügung geben. Dann werden 
wir analysieren können, ob es im ver-
gangenen Jahr Hessens Kommunen 
möglich war, sich trotz weiterhin be-
stehender struktureller Unterfinan-
zierung im bundesweiten Maßstab 
zu verbessern. 

Finanzminister Dr. Schäfer spricht 
mit dem Hessischen Städtetag 
Finanzminister Dr. Schäfer wird der 
Einladung des Finanzausschus-
ses im Hessischen Städtetag und 

dessen Vorsitzendem Bürgermeis-
ter Uwe Becker aus Frankfurt am 
Main folgen. Im letzten Jahr hatte 
der Finanzausschuss angesichts 
der besonderen Situation der hes-
sischen Kommunen (ertragsstark, 
hoher Bedarf, hoher Kommunali-
sierungsgrad pp.) auch die Idee, 
dem Finanzminister vorzuschlagen, 
gemeinsam die Ursachen für die im 
Bundesvergleich schwierige Finanz-
lage der hessischen Kommunen zu 
ergründen (siehe dazu auch Beitrag 
zur Finanzlage).
Unabhängig davon wollen die Aus-
schussmitglieder wissen, wie der 
Minister zu den aktuellen kommuna-
len Finanzthemen urteilt und wie er 
die Zukunftschancen der kommuna-
len Haushalte einschätzt.

Da der Finanzminister mutmaßlich 
in einem frühen Planungsstadium 
auf seine Haushaltsgestaltung für 
die restliche Legislaturperiode bis 
2019 blickt, lohnt die Diskussion 
über mögliche Weichenstellungen 
zugunsten der hessischen Städte.
So interessiert die Mitglieder des Fi-
nanzausschusses, wie der Minister 
die rund 75 Mio. Euro jährlich vertei-
len will, die Hessen als Umsatzsteu-
eranteil zur Entlastung der Kommu-
nen zufließen wird. Spannend auch 
die Frage, ob der Minister schon 
Antwort auf die Frage hat, wie er die 
aus Berlin kommenden rund 320 
Mio. Euro an Schulbauinvestitions-
mittel auf die hessischen Kommu-
nen zu verteilen gedenkt.

Auch für die weiteren Wirkungen fi-
nanzpolitischer Entscheidungen für 
Hessens Kommunen ist Dr. Schäfer 
ein profunder Kenner. Er ist in die-
sem Jahr Vorsitzender der Finanz-
ministerkonferenz und ab 1.7.2017 
Vorsitzender des Stabilitätsrats.
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Einigung zu den Flüchtlingspauschalen, 
aber Handlungsbedarf in Sachen Integration

(Hm) Am 24. Januar 2017 haben 
sich Land und Kommunale Spitzen-
verbände endlich einigen können: 
Die große Pauschale für LAG-Fälle 
bleibt in der derzeit festgesetzten 
Höhe bestehen. Die Frist gem. § 7 
Abs. 3 LAG wird bei Asylsuchenden 
und Flüchtlingen, die ab 1.1.2017 
erstmals zugewiesen werden, von 
2 auf 3 Jahre verlängert. Die kleine 
Pauschale wird auf einen einheitli-
chen Betrag von 120 Euro für sozi-
ale Betreuung festgesetzt und gilt 
ab 1.1.2017 (Stichtag 15.11.2016) für 
die Bestandsfälle sowie die Neuzu-
gänge. Was die gesamtstaatliche 
Aufgabenstellung der Integration 
der Flüchtlinge angeht, bleiben Land 
und Kommunale Spitzenverbände 
nach der gemeinsamen Verabre-
dung weiterhin im Gespräch, um 
auch künftig eine angemessene 
Aufgaben- und Kostenverteilung zu 
gewährleisten.

Der Präsident des Hessischen Städ-
tetages, der Rüsselsheimer Ober-
bürgermeister Patrick Burghardt, 
konnte deswegen nach der Einigung 
erklären: „Die Städte und Gemein-
den in Hessen erfüllen mit ihren 
haupt- und ehrenamtlich Tätigen die 
Aufgaben der Aufnahme, Unterbrin-
gung und Integration von Flüchtlin-
gen mit großem Engagement und in 
hoher Qualität für das Land. Deswe-
gen ist es gut, dass wir uns erneut 
mit dem Land auf die Kostenerstat-
tung für diese Aufgabenerfüllung 
ab dem Jahre 2017 geeinigt haben. 
Jetzt haben alle Kommunen eine 
Planungsgrundlage. Wichtig ist, 
dass Land und Kommunale Spitzen-
verbände weiter im Gespräch zu den 
Integrationsprozessen bleiben. Die 
Regelsysteme müssen gestärkt und 
Angebote und Verfahren planvoll 
aufeinander und miteinander abge-
stimmt werden. Da liegen noch viele 
Handlungsfelder vor uns.“ 

Dies entspricht auch der Position 
der Teilnehmer der 202. Präsidi-

umssitzung in Wiesbaden: Hessen 
braucht eine Verständigung zwi-
schen Land und Kommunen, was im 
Bereich Integration in den nächsten 
zehn Jahren in Hessen ablaufen soll. 
Einzelne Förderprogramme mit ent-
sprechenden Dokumentations- und 
Berichtspflichten machen keinen 
Sinn. Es bedarf eines Maßnahme-
bündels, welches langfristig ange-
legt ist, nachhaltig ist und alle Per-
sonengruppen, die integriert werden 
müssen (auch die Zielgruppe der 
osteuropäischen Zuwanderer) in den 
Blick nimmt. Alle Beteiligten im Asyl-
konvent haben übereinstimmend 
empfohlen, dass das vom Bund 
bereitgestellte Geld sowie originäre 
Landesmittel in den Regelsystemen 
zum Einsatz kommen. Auch für die 
für Wohnbau zweckgebundenen 
Mittel soll dies ab 2017 schon gelten. 
Das begrüßen die Städte. 

Zur Entlastung der Kommunen bei 
den Gesundheitskosten wird der 
Grenzbetrag zur Übernahme der 
Gesundheitskosten auf 10.000 Euro 
abgesenkt. Land und Kommunen 
bekräftigten weiter, ihren einge-
schlagenen Weg zur Verbesserung 
der Datengrundlage fortzusetzen. 
Die gemeinsame Verabredung gilt 
bis zum 31.12.2020 und damit für den 
gleichen Zeitraum wie die Geltung 
des Landesaufnahmegesetzes.

©
 T

rü
ffe

lp
ix

, F
ot

ol
ia

Soziales 
und 
Integration
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Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Bezüglich der oben angesproche-
nen Handlungsfelder gilt dies insbe-
sondere für den Bereich der Integ-
ration in Ausbildung und Arbeit: Das 
Datenaustauschverbesserungsge-
setz ist zum Teil noch nicht wirklich 
umgesetzt. Datenerhebung und Da-
tenaustausch funktionieren gerade 
an der Schnittstelle zwischen BAMF, 
BA und (Kommunalen) Jobcentern 
noch nicht reibungslos. Das Prob-
lem des Doppel-Profiling besteht 
nach wie vor. Die Eintragungen ins 
AZR sind nicht harmonisiert. Die 
Umsetzung des FIM-Programms 
bringt einen erheblichen finanziel-
len und personellen Aufwand mit 
sich. Die Mittelbewilligung über die 
BA verläuft schleppend. Die Zusam-
menarbeit zwischen BA-(K)JC-Ju-
gendhilfeträger in den Arbeitsmarkt-
büros, Jugendberufsagenturen oder 
vergleichbarer Strukturen muss 
noch erheblich optimiert und mit 
Leben gefüllt werden. Zudem müs-
sen Sprachfördermaßnahmen noch 
besser abgestimmt und das Ange-
bot von Intensivklassen ausgebaut 
werden. Schließlich muss auch die 
im Asylkonvent vereinbarte hessi-
sche Initiative „Gemeinsam aktiv 
für die Integration von Flüchtlingen 
in die Arbeitswelt – Perspektiven 
für Menschen, Wirtschaft, Arbeits-
markt, Hessen“ muss noch weiter 
mit Leben gefüllt werden.
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Jahrestreffen der Pflegestützpunkte in Kassel

(Hm) Der Vorsitzende des Steue-
rungsausschusses der Pflegestütz-
punkte in Hessen, Johannes Weber 
aus der Landeshauptstadt Wiesba-
den, konnte mehr als 80 Mitglieder 
aus Pflegekassen, kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen zum Jahres-
treffen der hessischen Pflegestütz-
punkte im Rathaus der Stadt Kassel 
begrüßen. Der Bund hat mit seinen 
angestoßenen Gesetzesvorhaben 
„Bundesteilhabegesetz“ und der 
„Pflegestärkungsgesetze II und III“ 
die Themen des Treffens maßgeb-
lich vorgegeben.

Der Fachvortrag wurde von Achim 
Rhein von der BKK Akademie ge-
halten und befasste sich mit dem 
Thema: „Beratungsrelevante As-
pekte des SGB IX/SGB XII mit Aus-
wirkungen durch die Pflegereform 
2015/2016“. In seinem umfassen-
den und hoch aktuellen Vortrag 

ging der Referent auf die wesentli-
chen Neuerungen ein und gab einen 
Überblick über die anstehenden auf 
zum Teil auch auf die Pflegestütz-
punkte in Hessen zukommenden 
Aufgaben. 

Der Nachmittag war auf Wunsch der 
Mitarbeiter der Pflegestützpunkte 
als Fallbesprechung konzipiert. In 
drei Gesprächsrunden konnten sich 
die Teilnehmenden zu jeweils einem 
Fall austauschen.

Danach konnte der Steuerungs-
ausschuss der Pflegestützpunkte 
in seiner anschließenden Sitzung 
feststellen, dass auch dieses Jah-
restreffen wieder erfolgreich durch-
geführt werden konnte. Nach den 
beiden erfolgreichen Jahrestreffen 
2014 und 2015 in Frankfurt am Main, 
zeigte sich auch dieses Mal wieder, 
dass die kreisfreien Städte perfekte 
Gastgeber sind. Ein Dank geht des-
halb an die Damen Anja Deiß-Fürst, 
Kassel, und Pia Flörsheimer, Frank-
furt am Main, und ihre Teams.

Große Resonanz beim Jahrestreffen der Pflegestützpunkte 
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Workshop „Arbeitgeberservice“ der Kommunalen Jobcenter 
am 8. Dezember 2016

Am 8.12.2016 fand in Dietzenbach 
der Workshop Arbeitgeberservice 
der Kommunalen Jobcenter statt mit 
rund 60 Teilnehmenden.
Welche Bedeutung dem Arbeitge-
berservice als Tor zum Arbeitsmarkt 
und als wichtiger Repräsentanten 
des Jobcenters in der Region zu-
kommt, wurde in den Grußworten 
des Vorstands der Pro Arbeit - Kreis 
Offenbach - (AöR), Herrn Boris Ber-
ner, deutlich. 
Im Rahmen eines World Cafés fan-
den zu verschiedenen Themen wie 
der Rolle des Arbeitsmarktes bei der 
strategischen Ausrichtung des KJC, 
der systematischen Nutzung der 
Expertise des Arbeitgeberservice 
beim Einsatz der Eingliederungs-
mittel sowie der Herausforderungen 
durch den Zugang von Flüchtlingen 
ins SGB II angeregte Diskussionen 
statt.

Die Themen wurden jeweils mit einer 
provokanten Theatersequenz durch 
Rena Wißmeier (Hessischer Städte-
tag), Christin Hagemann und Martin 
Glaub (Pro Arbeit - Kreis Offenbach 
– (AöR)) und Fritz Strößinger (Kreis 

Bergstraße) eingeleitet, um so einen 
kontroversen Einstieg in die The-
menfelder zu geben.
Die Auswertung des Tages erfolgte 
sowohl unter den Teilnehmern des 
Workshops in leitender Position, als 
auch unter den im Arbeitgeberser-
vice „an der Front“ Tätigen.
Reflektiert wurde, was aufgrund des 
Workshops ins eigene KJC einflie-
ßen wird, worin Bestärkung im eige-
nen Tun gefunden wurde oder auch 
Nachsteuerungsbedarf gesehen 
wird und wie dieser vor Ort erreicht 
oder umgesetzt werden kann.
Den durchweg positiven Rückmel-
dungen der Teilnehmenden schloss 
sich der Wunsch nach einer Fort-
führung des Formats und des Aus-
tauschs an.
Die Dokumentation des Workshops 
findet sich unter 
www.kjc-hessen.de.

©
 H

St
T

Rena Wißmeier – Regiestelle SGB II
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Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Grundsatzgespräch mit der Landtagsfraktion BÜNDNIS 90 / 
DIE GRÜNEN

(Gi) Der Koalitionsvertrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90 / 
DIE GRÜNEN im Hessischen Land-
tag sieht einen partnerschaftlichen 
Umgang mit den Kommunen vor. 
Vor diesem Hintergrund hat die 
Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜ-
NEN im Januar 2017 die kommu-
nalen Spitzenverbände zu einem 
Grundsatzgespräch eingeladen, 
um gemeinsam die kommunalen 
Perspektiven bis 2025 zu erörtern. 
Der Hessische Städtetag und der 
Hessische Landkreistag sind der 
Einladung gefolgt und haben dem 
Fraktionsvorsitzenden Mathias 
Wagner, der parlamentarischen 
Geschäftsführerin Angela Dorn, der 
kommunalpolitischen Sprecherin 
Eva Goldbach und dem finanzpoli-
tischen Sprecher Frank Kaufmann 
insbesondere die nachstehenden 
Punkte von kommunalpolitischer 
Bedeutung vorgetragen:

Der rechtliche Rahmen, in welchem 
sich die Kommunen bewegen, be-
nötigt keine grundlegende Ände-
rung. Insbesondere das Kommu-
nalverfassungsrecht bedarf einer 
Zeit der Stabilität. Die Grundprin-
zipien der repräsentativen De-
mokratie auf kommunaler Ebene 
unter gerechter Einbindung bürger-
schaftlicher Interessen, welche sich 
am Allgemeinwohl orientieren, sind 
nicht weiter zu relativieren. Die Stär-
ke des kommunalen Ehrenamtes 
ist zu festigen. Der Grundsatz der 
Subsidiarität ist durch den Landes-
gesetzgeber bei allen Gesetzesvor-
haben zu beachten.

Die hessischen Städte sind unterfi-
nanziert und bedürfen einer struk-
turellen Finanzaufbesserung. Sie 
erhalten im bundesweiten Vergleich 
noch immer zu wenig an Zuweisun-
gen durch das Land. Zudem bedarf 
es eines Abbaus und/oder finanziel-
len Ausgleichs für den im Vergleich 
außerordentlich hohen Kommuna-
lisierungsgrad in Hessen. Bezogen 

Der Koalitionsvertrag der Fraktionen von 

CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

vom 23.12.2013 sieht einen partnerschaft-

lichen Umgang mit den Kommunen vor.
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auf die finanzielle Konsolidierung 
der Kommunen ist weiterhin Auf-
gabenkritik zu üben. Das bereits 
geübte Dialogverfahren von Land 
und kommunalen Spitzenverbän-
den, um über die durch Landesge-
setz vorgegebenen Aufgaben und 
Standards zu verhandeln, ist sinn-
voll. Voraussetzung für weitere Ge-
spräche muss jedoch der eindeutig 
erklärte politische Wille des Landes 
sein, Aufgaben oder Standards tat-
sächlich abschaffen zu wollen oder 
zumindest nicht weiter ausweiten 
zu wollen.

Dem Konnexitätsprinzip ist stärker 
als bisher Rechnung zu tragen. Dies 
gilt für Maßnahmen des Bundes, die 
wachsende Kosten zu Lasten der 
Städte auslösen und für Leistungs-
lücken des Landes, für welche die 
Städte aufgrund dringenden Be-
darfs anstelle des Landes eintre-
ten müssen (Beispiel: Wachsender 
Bedarf an Stadtpolizei angesichts 
fehlender Polizeipräsenz im Lan-
desdienst).

Der Wohnungsbau in Hessen 
schreitet nur langsam voran. Die 
Ankündigung der Bereitstellung 
der Mittel für den sozialen Woh-

nungsbau wird deshalb begrüßt. 
Allerdings muss sich die Verteilung 
der zur Verfügung stehenden Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau an 
Bedarfen und dem Bevölkerungs-
zuwachs in den Kommunen orien-
tieren. Der Hessische Städtetag 
wird sich konstruktiv an der Evalu-
ation der bestehenden Programme 
beteiligen. Die vom Bund bereit 
gestellten Gelder (2 x 37 Mio. Euro 
für Hessen) müssen in diese För-
derprogramme laufen. Weiterhin ist 
die Nachwirkungsfrist von 5 Jahren 
im Wohnraumförderungsgesetz zu 
verlängern.

Die Tatbestände im Hessischen 
Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buch müssen mit ausreichenden 
originären Landesmitteln hinterlegt 
werden. Hierzu wird es im Jahr 2018 
eine Evaluation geben müssen, da 
die Finanzierungsvereinbarung 
zwischen Land und kommunalen 
Spitzenverbänden ausläuft. Das 
Land muss sich mit höheren finan-
ziellen Ausgaben zur Bereitstellung 
(Investitionsmittel und Betriebskos-
ten) von Plätzen für Kinder unter, 
vor allem aber über drei Jahren zur 
Erfüllung des Rechtsanspruches 
beteiligen. 

Die Reform der Eingliederungshilfe 
auf Bundesebene muss dringend 
abgeschlossen werden. Da das 
Bundesteilhabegesetz auf Bundes-
ebene am 16.12.2016 beschlossen 
wurde, muss die Trägerlandschaft 
im Land Hessen inkl. der Finanzie-
rung neu überdacht werden. Eine 
Reform der Zuständigkeiten und 
Aufgabenübertragungen in Hes-
sen darf nicht auf die lange Bank 
geschoben werden. Die Zusam-
menführung der Leistungen für 
junge Menschen mit Behinderung 
in einem neuen Buch Sozialgesetz-
buch zur Entlastung der Jugend-
hilfeausgaben und -aufgaben und 
zur Bündelung der erforderlichen 
Kompetenzen muss vorangebracht 
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Bald keine 42-Stunden-Woche mehr 
für Beamtinnen und Beamte 

(Ba) Im Rahmen des Anhörungsver-
fahrens hat das Hessische Ministe-
rium des Innern und für Sport den 
Entwurf einer Vierten Verordnung 
zur Änderung der Hessischen Ar-
beitszeitverordnung vorgelegt. Die-
ser sieht vor, dass die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit der Beam-
tinnen und Beamten bis zur Vollen-
dung des 50. Lebensjahres ab dem 
1. August 2017 von 42 auf 41 Stun-
den abgesenkt wird. 

Somit gilt ab dem 1. August 2017 für 
alle Beamtinnen und Beamten bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjah-
res eine regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit von 41 Stunden. Ab Be-
ginn des 61. Lebensjahres oder bei 
Vorliegen einer Schwerbehinderung 
bleibt es bei der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit von 40 Stun-

den. Mit dem Verordnungsentwurf 
wird eine Vereinbarung im Koaliti-
onsvertrag umgesetzt. Augenblick-

lich ist die regelmäßige wöchentli-
che Arbeitszeit der Beamtinnen und 
Beamten in Hessen so hoch, wie in 
keinem anderen Bundesland. 

In Folge der Absenkung der regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
soll der durch das Lebensarbeits-
zeitkonto geschaffene Ausgleich für 
die Belastungen durch die 42-Stun-
den-Woche entfallen. Das Ansparen 
auf dem Lebensarbeitszeitkonto 
wird deshalb zum 31. Juli 2017 ein-
gestellt. Das vorhandene Zeitgutha-
ben bleibt weiterhin bestehen und 
kann nach den Richtlinien über das 
Lebensarbeitszeitkonto in Anspruch 
genommen werden. Die Richtlinien, 
die für den Bereich der Landesver-
waltung gelten und den Kommunen 
zur Anwendung empfohlen sind, 
werden derzeit überarbeitet. 

©
 p

sy
ch

os
ha

do
w

, F
ot

ol
ia

werden. Keinesfalls darf die Aufga-
be einfach auf die Jugendhilfe über-
tragen werden.

Die Kommunen sind bei der Um-
setzung der Integration von Flücht-
lingen stärker als bisher zu unter-
stützen. Dazu bedarf es höherer 
finanzieller Zuwendungen, um 
insbesondere auch die sozialpä-
dagogische Begleitung zu ermög-
lichen. Sprachförderung und wei-
tere Bildungsangebote müssen 
auch für Asylsuchende verbindlich 
angeboten werden. Dazu sind die 
notwendigen finanziellen Mittel von 
Bund und Land bereitzustellen. Die 
Umsetzung des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes führen die Städte als 
Weisungsaufgabe im übertragenen 
Wirkungskreis aus. Dafür sind alle 
Kosten ohne Ausnahme von Bund 
und Land zu übernehmen.

Das Vergaberecht ist für die Kom-
munalverwaltungen von erhebli-
cher Bedeutung. Ebenso wie beim 
europäischen Beihilferecht auch, 
stellt die Komplexität des Vergabe-
rechts eine große Herausforderung 
für die Mitarbeiter in Städten und 
Gemeinden dar und führt zu erheb-
lichen personellen und finanziellen 
Aufwendungen der Verwaltungen. 
Mit Blick auf die anstehende No-
velle der Unterschwellenvergabe 
und der seitens des Hessischen Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Energie, 
Verkehr und Landesentwicklung 
geplanten Änderung des HVTG ist 
es deshalb wichtig, dass das Land 
die kommunale Seite frühzeitig in 
die Erarbeitung einbindet und ver-
ständliche, handhabbare Regelun-
gen schafft. Auch angesichts der 
vielen kleineren Vergaben und der 

Tatsache, dass eine Vielzahl davon 
unter den Anwendungsbereich des 
HVTG fällt, was sowohl auf Auf-
traggeber als auch auf Auftragneh-
merseite einen erhöhten, Kosten 
verursachenden administrativen 
Aufwand bedeutet, sollte der die 
Anwendung des HVTG auslösende 
Schwellenwert erhöht werden.

Nicht alle kommunalen Positionen 
konnten im Gespräch vorgetragen 
werden. Wir hoffen jedoch, dass 
viele unserer Forderungen von der 
Landtagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN aufgegriffen und in Ent-
scheidungen des Landesgesetz-
gebers münden werden. Jedenfalls 
war das Gespräch ein positives Si-
gnal in Richtung der kommunalen 
Familie. Weiteren Gesprächen die-
ser Art stehen wir aufgeschlossen 
gegenüber.

10É
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Arbeitnehmerüberlassung

(Ba) Am 1. April 2017 wird das Ge-
setz zur Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes und an- 
derer Gesetze in Kraft treten. Der 
Deutsche Bundestag hat das Ge-
setz zur Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes und an- 
derer Gesetze am 21.10.2016 in 
Zweiter und Dritter Lesung be-
schlossen. 

Nach der Neufassung werden Per-
sonalgestellungen zwischen juris-
tischen Personen des öffentlichen 
Rechts vom Anwendungsbereich 
des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes ausgenommen. In der 
Gesetzesbegründung heißt es zu-
dem, dass das Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz auch dann keine 
Anwendung findet, wenn Perso-
nalgestellungen gesetzlich vorge-
sehen sind und Arbeitnehmer auf 
Grund dieser spezialgesetzlichen 
Regelung von einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts ei-
ner anderen juristischen Person zur 
Verfügung gestellt bzw. zugewie-
sen werden. Als typischer Anwen-

dungsfall hierfür wird die Zuweisung 
von Beschäftigten zu gemeinsamen 
Einrichtungen nach § 44g SGB II ge-
nannt. 

Immer wieder haben die kommuna-
len Spitzenverbände im Gesetzge-
bungsverfahren darauf hingewie-
sen, dass kommunale Arbeitgeber 
ihre Aufgaben im Bereich der Da-
seinsvorsorge in verschiedenen – öf-
fentlich-rechtlichen und auch privat-

rechtlichen – Organisationsformen 
wahrnehmen und die Organisati-
onsform nicht entscheidend dafür 
sein könne, ob eine Arbeitnehmer-
überlassung zwischen kommunalen 
Arbeitgebern erlaubnisfrei sei oder 
erlaubnispflichtig bleibe. Diesem 
Einwand ist der Gesetzgeber leider 
nicht gefolgt, sodass kommunale 
Unternehmen in privater Rechtsform 
von dem Ausnahmetatbestand nicht 
erfasst werden.
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Förderung der Interkommunalen Zusammenarbeit 

(Oe) Die Interkommunale Zusam-
menarbeit (IKZ) in Hessen hat sich 
in den zurückliegenden Jahren er-
folgreich entwickelt und findet auch 
bundesweit Beachtung. IKZ wird 
vom Land Hessen finanziell sowie 
durch Beratungsangebote und Öf-
fentlichkeitsarbeit seit 2004 geför-
dert. Kommunale Aufgaben sollen 
damit bürgernah, effektiv und kos-
tensparend im Interesse der Men-
schen vor Ort erledigt und der Ver-
waltungsaufwand reduziert werden. 
IKZ hilft, zukunftsfähige Verwal-
tungs- und Kommunalstrukturen zu 
organisieren, etwa im Bereich des 
Kassen- und Rechnungswesens, 
des Ordnungswesens oder bei der 
Feuerwehr. Auch größeren Städten 
und nun selbst Landkreisen bietet 

IKZ die Chance der Spezialisierung 
von Mitarbeitern und damit einer 

qualitativen Verbesserung der Ar-
beitsergebnisse.

Zusammenarbeit lohnt sich
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Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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Änderungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 sind die Ände-
rungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) 
in Kraft getreten. Das Gesetz greift 
zwei von drei wesentlichen Forde-
rungen des Hessischen Städte-
tages auf: Zusammenführung der 
Fördertatbestände und Umstellung 
der platz- auf die kindbezogene För-
derung. Darüber hinaus führt das 
Gesetz Qualitätspauschalen unter 
anderem für die Durchführung des 
Bildungs- und Erziehungsplanes 
ein. Dies wird ebenfalls von den 
Städten und Gemeinden in Hessen 
begrüßt. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die bisherigen Mindeststan-
dards und hinterlegt sie mit einem 
durch das Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 6. Juni 2012 notwendigen 
Kostenausgleich, sieht aber für die 
anderen Aufgaben keine wesentli-
chen originären Landesmittel vor. 
Dies bedauert der Hessische Städ-
tetag, da die bundesgesetzlich vor-
gesehene Aufgaben stetig anwach-
sen.

Investitions- und Betriebskosten 
werden weiter zu einem ganz über-
wiegenden Teil durch die Städte 
und Gemeinden getragen. Dabei 
haben sowohl Bund und Land we-
gen der Übertragung einer p ichti-
gen Selbstverwaltungsaufgabe eine 
konnexitäre Kostentragungsp icht 
als auch die freien Träger nach § 74 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII eine 
angemessene Eigenleistung zu er-
bringen. Letztere braucht nicht aus-
schließlich aus Geld zu bestehen, 
wenn der Träger nach seiner Struk-
tur zur Bereitstellung nennenswerter 
Geldmittel nicht in der Lage ist und 
ihm auch keine besonderen Einnah-
men aus Spenden und Sammlungen 
zur Verfügung stehen. Im Allgemei-
nen ist eine Eigenleistung zwischen 
15 und 25 % der entstehenden Ge-
samtkosten angemessen. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil vor kurzem in ständiger 
Rechtsprechung erneut bekräftigt: 

BVerwG, Urteil vom 17.7.2009 – 5 C 
25/08 –. Ein Drittel der Platzkosten 
können bzw. sollen grundsätzlich 
die Eltern durch Gebühren und Bei-
träge aufbringen. Eltern, die sich die 
Betreuungsgebühren nicht leisten 
können, können einen Antrag bei 
dem zuständigen Jugendhilfeträger 
nach § 90 SGB VIII stellen.

Das Gesetz regelt des Weiteren un-
ter anderem die Mindeststandards 
zur Gewährleistung des Kindes-
wohls in Tageseinrichtungen in den 
§§ 25a bis 25d HKJGB neu. Gleich-
zeitig wird mit dem Ziel der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
eine Rahmenbetriebserlaubnis ein-
geführt.

Nicht in jedem Fall muss am 1. Ja-
nuar 2014 eine neue Rahmenbe-
triebserlaubnis beantragt werden. 
Vielmehr kann mit einer gültigen 
Betriebserlaubnis weiter gearbeitet 
werden, jedenfalls bis zum Ende der 
Übergangsfrist am 1. September 
2015 (§ 57 Abs. 1 HKJGB).

Mit der Einführung der Rahmenbe-
triebserlaubnis im Sinne eines grö-
ßeren Gestaltungsspielraums des 

Trägers steigt die Bedeutung der 
bestehenden Meldep ichten der 
Träger gegenüber den zuständigen 
Jugendämtern gemäß § 47 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), § 15 Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB). 
Dabei ist hervorzuheben, dass sich 
der Umfang der derzeit bestehen-
den Meldep ichten mit dem neuen 
Betriebserlaubnisverfahren nicht 
verändert hat, vielmehr wurde durch 
das Bundeskinderschutzgesetz in 
§ 47 SGB VIII nunmehr ausdrück-
lich geregelt, dass sog. „besonde-
re Vorkommnisse“ unverzüglich zu 
melden sind. Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass es in Verantwor-
tung des Jugendamtes zu entschei-
den ist, ob, wie es § 47 SGB VIII 
verlangt, jede Personaländerung zu 
melden ist. Über die Meldep ichten 
nach § 47 SGB VIII hinaus muss, da-
mit das zuständige Jugendamt ge-
mäß § 15 HKJGB überprüfen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Be-
triebserlaubnis auch im laufenden 
Betrieb weiterhin vorliegen, der Trä-
ger in der jährlichen Meldung nach 
§ 47 SGB VIII auch Angaben über 
das Alter und die Betreuungszeit der 
betreuten Kinder machen.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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2009 wurde das Kompetenzzentrum 
für Interkommunale Zusammenar-
beit (KIKZ) unter Leitung von Claus 
Spandau gegründet. Es berät Kom-
munen in allen Angelegenheiten 
interkommunaler Zusammenarbeit 
strategisch und inhaltlich, erstellt 
und sammelt Informationsmaterial 
über Grundlagen und Möglichkeiten 
interkommunaler Zusammenarbeit, 
sodass sich das Kompetenzzentrum 
als wichtiger Partner und Ratgeber 
der Gemeinden erwiesen hat. Mit 
einem eigenen Referat für IKZ finden 
Kommunen zudem im Innenministe-
rium einen zentralen Ansprechpart-
ner vor allem für rechtliche Fragen  
und der IKZ-Förderung durch das 
Land.
Freiwillige Gemeindefusionen un-
terstützt IKZ finanziell besonders, 
wie bei den Gemeinden Beerfelden, 
Hesseneck, Rothenberg und Sens-
bachtal. Der Landtag hat außerdem 
die Hürden für freiwillige Fusionen 
durch Änderungen der Hessischen 
Gemeindeordnung gesenkt. Zu-
sammenschlüsse sind beispielswei-
se durch Grenzänderungsvertrag 
möglich, ohne dass es eines Geset-
zes bedarf. Über 27 Mio. € stellt das 
Land als Entschuldungshilfe für fu-
sionswillige Gemeinden bereit. Die 
Entschuldung kann dabei nahezu 
die Hälfte der Verbindlichkeiten der 
Kernhaushalte betragen (Quelle: 

Entschließungsantrag der Regie-
rungsfraktionen, Ltg.Drs. 19/3369).
2015 wurden 37 Kooperationsver-
bünde gefördert mit einer Förder-
summe von rund 2,2 Mio. €. Die 
Landtagsdrucksache 19/3031 gibt 
weitere Informationen und in der 
dazugehörigen Anlage einen Über-
blick, welche Kommunen in wel-
chen Aufgabenbereichen/Koope-
rationen, in welcher Höhe von 2012 
bis 2015 gefördert wurden. Seit 
1.12.2016 ist die neue Rahmenver-
einbarung zur Förderung der Inter-
kommunalen Zusammenarbeit mit 
einer Laufzeit bis 1.12.2021 in Kraft, 
in der das Hessische Innenministe-
rium in Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden kleinere 
Änderungen vorgenommen hat:
•	 Künftig können auch Kooperati- 
	 onen gefördert werden, an denen  
	 ausschließlich Landkreise betei- 
	 ligt sind.
•	 Der Kreis der Antragsberechtigten  
	 ist um “Zusammenschlüsse in der  
	 Rechtsform einer juristischen Per- 
	 son” erweitert worden. Damit kön- 
	 nen z.B. auch Zweckverbände für  
	 neu eingegangene Kooperationen  
	 gefördert werden.
•	 Wegfall der Vorgabe, dass die Zu- 
	 sammenarbeit „Vorbildcharakter“  
	 haben soll. Die Möglichkeit erhöh- 
	 ter Zuwendungen für Kooperatio- 
	 nen mit einem besonderen Vor- 

	 bildcharakter wird beibehalten.
•	 Klarstellung auf Empfehlung der  
	 Innenrevision, dass in die Berech- 
	 nung des Effizienzgewinnes auch  
	 Investitionsfolgeaufwendungen  
	 mit einfließen können. 
•	 Die Höhe der unterschiedlichen  
	 Förderbeträge wird präzisiert.  
	 Insbesondere wird die erhöhte  
	 Förderung für Gemeindeverwal- 
	 tungsverbände geregelt. Auch  
	 wird ein Hinweis auf die nach  
	 dem Schutzschirmgesetz mög- 
	 liche Entschuldungshilfe bei Ge- 
	 meindefusionen aufgenommen.  
	 Die Förderbeträge für Fusionen  
	 von Ortsteilfeuerwehren werden  
	 nachvollziehbar gestaffelt. Für 
	 jede fusionierende Ortsteilwehr  
	 wird ein Betrag von 15.000 Euro  
	 gewährt und orientiert sich im  
	 Wesentlichen an der bisherigen 
	 Praxis.
•	 Einer Anregung der Innenrevision  
	 folgend, haben die Kommunen  
	 zum dauerhaften Nachweis der  
	 Einspareffekte einen Abschluss- 
	 bericht im 5. Jahr der Kooperation  
	 vorzulegen, da die Verpflichtung  
	 besteht, die Einsparungen von 15  
	 v.H. über die gesamte Mindest- 
	 laufzeit der Kooperation zu erzie- 
	 len. Bisher wurde ein Sachbericht  
	 bereits nach ca. 3 Jahren verlangt.

LKW-Kartell - auch die Kommunen sind betroffen

(Ri) 100 Milliarden Euro Schadener-
satz fordern die Opfer eines Kartells 
der LKW-Hersteller nach Medienbe-
richten. An dieser riesigen Summe 
der denkbaren Schäden sind auch 
die Kommunen beteiligt. Die hessi-
schen Städte und Gemeinden haben 
für ihre Feuerwehren, ihre Betriebs-
höfe und für andere Fachbereiche in 
großem Umfang LKW erworben.

Den Stein ins Rollen brachte eine 
Entscheidung der EU-Kommission 
vom 19.7.2016. In dieser verhängte 
die Europäische Kommission die 
Rekordstrafe von 2,93 Milliarden 

Euro gegen ein Kartell der LKW-
Hersteller. Betroffen waren Daim-
ler, Iveco, DAF und Volvo/Renault. 

Die Firma MAN war zwar Mitglied 
des Kartells, hat jedoch als Kron-
zeuge keine Kartellstrafe erhalten. 
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Das Kartell umfasste sowohl mittel-
schwere (6 bis 16 Tonnen zulässiges 
Gesamtgewicht) als auch schwere 
(über 16 Tonnen zulässiges Gesamt-
gewicht) Lastkraftwagen. Das Kar-
tell war vom Jahr 1997 an aktiv.

Für die Kommunen in Hessen stellt 
sich nun die Frage wie konkret vor-
zugehen ist. Zu empfehlen ist dabei 
ein Vorgehen in vier Schritten. Zu-
nächst einmal muss jede Kommu-
ne ermitteln, ob sie im fraglichen 
Zeitraum einen LKW von einem der 
Kartellmitglieder erworben hat oder 
von über eine zwischengeschaltete 
Firma indirekt ein LKW-Fahrgestell 
erworben hat. Letzteres ist gerade 
bei Feuerwehrfahrzeugen üblich, 
wo spezialisierte Anbieter ein Fahr-
gestell erwerben, es mit einem für 
die Feuerwehr geeigneten Aufbau 
versehen und sodann der Kommune 
verkaufen. In einem zweiten Schritt 
muss geprüft werden, ob zu befürch-
ten ist, dass einzelne Ansprüche 
kurzfristig verjähren. Dies ist gerade 
bei Beschaffungen aus den Jahren 
1997 bis 2001 zu befürchten. Diese 
Ansprüche können zwischenzeitlich 
gesichert werden, indem entweder 
die jeweilige Gegenseite auf die Er-
hebung der Einrede der Verjährung 

verzichtet oder indem die Stadt oder 
Gemeinde z.B. einen Mahnbescheid 
erlässt.

Um aufzuklären, in welcher Höhe 
den Kommunen tatsächlich ein 
Schaden entstanden ist, soll sodann 
in einem dritten Schritt ein Scha-
densgutachter beauftragt werden. 
Die kommunalen Spitzenverbän-
de auf Bundesebene haben dazu 
mehrere renommierte Gutachter um 
eine Vorstellung ihrer Herangehens-
weise gebeten. Nach Auswertung 
aller Konzepte wurde schließlich 
das Büro Lademann & Associates 
aus Hamburg mit der Erstellung des 
Schadensgutachtens beauftragt. 
Dieses Büro hat bereits in dem so 
genannten Feuerwehrkartell der 
Hersteller von Aufbauten für Feuer-
wehrfahrzeuge das Schadensgut-
achten erstellt. Insofern kann es auf 
umfangreiche Erfahrungen im kom-
munalen Bereich zurückblicken. Es 
ist geplant die für die Erstellung des 
Gutachtens notwendig werdenden 
Kosten auf die beteiligten Kommu-
nen zu verteilen. Daher ist es wichtig, 
dass sich möglichst viele Kommu-
nen an der Erstellung und Finanzie-
rung des Gutachtens beteiligen. So 
kann die finanzielle Belastung der 

Städte und Gemeinden möglichst 
gering gehalten werden.

Liegt das Gutachten vor und steht 
damit fest, in welcher Höhe ein 
Schaden entstanden ist, so schließt 
sich im vierten Schritt die Entschei-
dung an, ob der Schadensausgleich 
auf gerichtlichem Weg erzwungen 
werden muss, oder ob die Mitglieder 
des Kartells zu einer außergericht-
lichen Einigung bereit sind. Die Er-
fahrung bisheriger Kartellverfahren 
zeigt, dass eine außergerichtliche 
Streitbeilegung meist vorteilhaft ist. 
Gelingt diese nicht, würde in einem 
Pilotverfahren geklärt, in welchem 
Umfang die Rechtsprechung die 
Schadenersatzansprüche aner-
kennt.

Eine Hoffnung müssen wir allerdings 
bereits jetzt zerstören. Die in Rede 
stehende Schadenersatzsumme 
von 100 Milliarden Euro, die sich aus 
10 Millionen verkaufter LKW und 
rund 10.000 Euro Schaden pro LKW 
errechnet, wird voraussichtlich nur 
zu einem geringen Teil auf die Kom-
munen entfallen.

Hessischer Städtetag tritt AG Nahmobilität bei

(Sw) Der Hessische Städtetag ist 
der Arbeitsgemeinschaft Nahmo-
bilität des Landes (AGNH) beige-
treten. Die AGNH wurde von der 
Landesregierung gegründet und 
versteht sich als Kompetenznetz-
werk aus Kommunen, Wissen-
schaft und Verbänden, das die 
Arbeit der Kommunen zur Förde-
rung des Rad- und Fußverkehrs 
unterstützen möchte. Sie dient dem 
Erfahrungsaustausch der Akteure 
aber auch der Entwicklung und der 
Implementierung neuer konzepti-
oneller Ansätze zur Verbesserung 
der Nahmobilität in Hessen. 

Nach der Satzung der AGNH ist der 
Hessische Städtetag zudem eines 

von insgesamt acht ständigen Mit-
gliedern des Lenkungskreises.

Die AGNH zählt bereits jetzt 184 
Mitglieder (Stand: Dezember 2016), 
darunter viele Kommunen. Die Mit-
gliedschaft in der AGNH ist – der 
Forderung des Hessischen Städ-
tetages entsprechend – kostenfrei. 
Mitglieder haben unter anderem 
Zugang zu Facharbeitskreisen und 
Veranstaltungen, profitieren von 
Pilotprojekten, gegenseitiger Un-
terstützung sowie dem Erfahrungs-
austausch. 

Derzeit erarbeitet das zuständige 
Ministerium für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Landesentwick-

lung (HMWEVL) die Förderrichtlinie 
Nahmobilität sowie eine Nahmobili-
tätsstrategie. Die Strategie, welche 
die Leitlinie für die hessische Lan-
despolitik bilden soll, wird voraus-
sichtlich am 17. Mai 2017 auf dem 
Nahmobilitätskongress präsentiert 
werden.

Weitere Informationen zur AGNH 
finden Sie auch unter 
www.nahmobil-hessen.de.
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Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Bremshilfe für Raser kann fallen
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Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Kosten der Löschwasservorhaltung

(Sw) Immer wieder beschäftigt die 
Kommunen die Frage, ob sie die Kos-
ten für die Löschwasservorhaltung 
über die Wassergebühren umlegen 
können. Anders als beispielsweise 
in Rheinland-Pfalz oder Nordrhein-
Westfalen sieht das hessische Was-
sergesetz eine solche Möglichkeit 
nicht vor. Umweltstaatssekretärin 
Dr. Tappeser hat im Gespräch mit 
der Geschäftsstelle des Hessischen 
Städtetages deutlich gemacht, der-
zeit keine Änderung dieser Rechts-
lage vorzunehmen. 

Die Behandlung der Kosten der 
Löschwasserbereitstellung ist so-
wohl aus gebühren- als auch aus kar-
tellrechtlicher Sicht problematisch. 
Hinsichtlich der Gebühren hat der 
Hessische Verwaltungsgerichtshof 

in seinem Beschluss vom 18.4.2016 
entschieden, dass bei der Wasser-
gebührenkalkulation für die Lösch-
wasserbereitstellung zu Gunsten der 
Allgemeinheit regelmäßig pauscha-
liert ein Eigenanteil von 3 % an den 
Gesamtkosten in Abzug zu bringen 
sei (HessVGH – 5 C 2174/13.N – vom 
18.4.2016). In Bezug auf die Wasser-
preise privatrechtlich organisierter 
Wasserversorger stehen die inso-
weit zuständigen Kartellbehörden 
auf dem Standpunkt, dass die Kos-
ten für die Löschwasserbereitstel-
lung nicht in das Wasserentgelt mit 
einfließen dürfen, da die Vorhaltung 
von Löschwasser nicht zur Aufgabe 
der öffentlichen Wasserversorgung 
gehört.
In Nordrhein-Westfalen hat der Ge-
setzgeber im Zuge der jüngsten No-

velle des Wassergesetzes 2016 die 
Löschwasservorhaltung als Aufgabe 
der Wasserversorgung qualifiziert. 
Damit einher geht eine Regelung, die 
es den Gemeinden erlaubt, die ent-
sprechenden Kosten zum Beispiel 
für die technische Installation und 
Anlagen der Löschwasserversor-
gung über die Wassergebühr umzu-
legen. Nicht umfasst sind nach der 
Gesetzesbegründung die Kosten 
für die einzelnen Löschwasserliefe-
rungen oder Löschwasserentnah-
men. Da die Regelung noch relativ 
neu ist, bleibt zunächst abzuwarten, 
welche Erfahrungen die Gemeinden 
in Nordrhein-Westfalen sammeln. 
Danach ist zu entscheiden, ob diese 
Rechtslage auch ein Vorbild für Hes-
sen sein kann. 

Gastbeitrag: Einsparungspotentiale bei der 
Öffentlichen Straßenbeleuchtung
Die Autoren: Alik Dörn, LL.M. (Counsel) und Eric H. Glattfeld (Senior Associate), 
Rechtsanwälte, Frankfurter und Münchener Büro von Bird & Bird LLP

Derzeit laufen deutschlandweit in 
zahlreichen Städten und Gemeinden 
die Verträge über den Betrieb des 
örtlichen Stromverteilnetzes (so ge-
nannte Stromkonzessionsverträge 
nach § 46 Energiewirtschaftsgesetz, 
EnWG) aus. Aufgrund der vielerorts 
vorzufindenden physikalischen / 
technischen Verbindung zwischen 
dem Straßenbeleuchtungs(teil)netz 
und dem Stromverteilnetz führt die 
Neuvergabe der Stromkonzession 
durch eine Kommune häufig folge-
richtig zu einer Neuorganisation der 
öffentlichen Straßenbeleuchtung. 
Dies nicht zuletzt, weil die öffentli-
chen Straßenbeleuchtungsanlagen 
traditionsbedingt auch vom zustän- 
digen Stromverteilnetzbetreiber –  
neben dem Stromverteilnetz – be-
trieben und instandgehalten wurden 
und diese sich auch (fast) durchgän-
gig im zivilrechtlichen Eigentum des 

Stromverteilnetzbetreibers befan-
den.

Investitionsstau auflösen
Die Beleuchtung von Straßen und 
Plätzen ist eine kommunale Pflicht-

aufgabe („Beleuchtungspflicht“), 
die zumeist in den Landesstraßen-
gesetzen ausdrücklich geregelt ist. 
Jede der rund 11.000 Kommunen in 
Deutschland hat eine verkehrssiche-
re Straßenbeleuchtung im Rahmen 

Alik Dörn, Rechtsanwalt Eric H. Glattfeld, Rechtsanwalt
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der Daseinsvorsorge als originäre 
Aufgabe dauerhaft zu gewährleisten. 
Bereits seit langem bedienen sich 
Kommunen dabei der Unterstüt-
zung privater Unternehmen, die 
Beleuchtungsdienstleistungen auf 
der Grundlage von Straßenbeleuch-
tungsverträgen erbringen. Die ver-
wendeten Straßenbeleuchtungsver-
träge beschränken sich jedoch in 
vielen Fällen auf die Erbringung von 
Betriebsführungs- und Dienstleis-
tungsaufgaben. Die für einen nach-
haltig kostengünstigen Betrieb erfor-
derlichen Erneuerungsinvestitionen 
in das Anlagevermögen unterbleiben 
aber, was sich in der Regel bei einer 
Betrachtung des Anlagenbestandes 
und der betrieblichen Aufwendun-
gen für die öffentliche Straßenbe-
leuchtung zeigt. Die Folge: Leuchten, 
Leuchtmittel, Tragsysteme, Masten, 
Kabel und Schaltschränke werden 
über ihre betriebsübliche Nutzungs-
dauer hinweg genutzt und sind da-
her in vielen Städten und Gemeinden 
hoffnungslos überaltert. Es entsteht 
ein „Investitionsstau“, der in Anbe-
tracht der Haushaltslage vieler Städ-
te und Gemeinden kurzfristig nicht 
zu beheben ist. Häufig liegt das zivil-
rechtliche Eigentum an den Öffentli-
chen Straßenbeleuchtungsanlagen 

(sowohl ober-, als auch unterirdisch, 
d.h. das Straßenbeleuchtungs(teil)
netz) zudem beim Anlagenbetreiber. 
Über eine „Rekommunalisierung der 
Öffentlichen Straßenbeleuchtung“ 
wird vielerorts nicht nachgedacht. 
Dies alles führt im Ergebnis jedoch 
zu hohen laufenden Kosten für die 
Instandhaltung und den Strombe-
zug, die nur durch eine umfangreiche 
Erneuerung der Straßenbeleuch-
tungsanlage – insbesondere durch 
den Einbau energieeffizienter Leuch-
ten und den Einsatz der energiespa-
renden LED-Technologie – reduziert 
werden können. 
Dieses Dilemma lässt sich durch die 
Aufnahme eines Investitions- bzw. 
Finanzierungselements in den Stra-
ßenbeleuchtungsvertrag beseitigen. 
Hierfür ist es zunächst erforderlich, 
den Bedarf an substanzerhaltenden 
Investitionen zu ermitteln. Aus einer 
Analyse des Alters der einzelnen 
Anlagenkomponenten lässt sich der 
in den nächsten Jahren anstehen-
de technische Erneuerungsbedarf 
ableiten. Dabei kann unterschieden 
werden zwischen Anlagenkompo-
nenten, deren betriebsübliche Nut-
zungsdauer bereits überschritten 
ist, und Anlagenteilen, deren Erneu-
erung in den nächsten Jahren bevor-
steht, um eine weitere Überalterung 
der Öffentlichen Straßenbeleuch-
tungsanlage zu verhindern.
Grundlage einer jeden Konzeptüber-
legung im Öffentlichen Straßenbe-
leuchtungsbereich sollte aber eine 
interdisziplinäre Herangehensweise 
sein, bei der zunächst die wirtschaft-
liche, rechtliche und technische 
Situation der Öffentlichen Straßen-
beleuchtung im Gemeindegebiet 
analysiert wird. Erst danach macht 
es Sinn, sich die Frage zu stellen, ob 
und in welchem Umfang wirtschaft-
liches und ressourcenschonendes 
kurz-, mittel- und langfristig im Öf-
fentlichen Beleuchtungsbereich rea-
lisiert werden kann und welches das 
für den individuellen Einzelfall tragfä-
hige Zukunftskonzept ist.

Rechtsrahmen beachten
Die Neuvergabe der Stromkonzes-
sion und die Neuorganisation der 
Öffentlichen Straßenbeleuchtung 

folgen zudem noch zwei unter-
schiedlichen Rechtsregimen. Die 
Stromkonzession ist durch eine 
Kommune in einem transparenten 
und diskriminierungsfreien Aus-
wahlverfahren nach §§ 46 ff. EnWG 
spätestens alle 20 Jahre neu zu ver-
geben. Ob und inwieweit seit der Ver-
gaberechtsreform vom 18. April 2016 
auch die vergaberechtlichen Vor-
schriften des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) 
und der  Konzessionsvergabever-
ordnung zu berücksichtigten sind, 
ist nicht abschließend geklärt. Die 
Öffentliche Straßenbeleuchtung 
ist jedenfalls - da regelmäßig der 
entsprechende EU-Schwellenwert 
überschritten ist - nach den verga-
berechtlichen Vorschriften des GWB 
und der Vergabeverordnung neu zu 
beauftragen. Die Laufzeit des Stra-
ßenbeleuchtungsvertrages ist dabei 
oftmals an die Laufzeit des Strom-
konzessionsvertrages gekoppelt. 

Fazit
Die bisherige Praxis hat gezeigt, 
dass eine messtechnische oder 
physikalische, d.h. technische Ent-
flechtung von Stromverteilnetz und 
Öffentlicher Straßenbeleuchtung 
und die anschließende getrennte 
Vergabe von Stromkonzession nach 
§§ 46 ff. EnWG und die öffentliche 
Auftragsvergabe der Straßenbe-
leuchtungsdienstleistungen nach 
den Vorschriften des GWB vieler-
orts zu massiven Einsparpotentialen 
führt und die kommunalen Haushalte 
entlastet. Zudem kommt eine weitere 
Finanzierung der Öffentlichen Stra-
ßenbeleuchtung nach den jeweiligen 
Ausbaubeitragssatzungen der Kom-
munen in Betracht. Sofern alle Finan-
zierungs- und Einsparmodelle ge-
nutzt werden, wozu auch die durch 
den Bund (BMUB), die KfW und 
das Land Hessen bereitgestellten 
Förderprogramme im Öffentlichen 
Beleuchtungsbereich zählen, kann 
es vielen Kommunen gelingen den 
Investitionsstau in diesem Bereich 
aufzulösen und einen zukunftsfähi-
gen und wirtschaftlichen Betrieb der 
Öffentlichen Straßenbeleuchtung 
im Gemeindegebiet (wieder) herzu-
stellen.
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Hessens Kommunen mit bundesweit 
überdurchschnittlichen Kulturausgaben

(JD) Der Kulturfinanzbericht 2016 
bringt es an den Tag: Während das 
Gesamtland Hessen im Durchschnitt 
der bundesdeutschen Kulturausga-
ben liegt, tragen Hessens Kommu-
nen deutlich überdurchschnittlich 
zur lokalen und regionalen Kultur-
landschaft bei. Dies folgt aus dem 
Kulturfinanzbericht 2016 und dessen 
aktuellsten Zahlen für das Jahr 2013.

Den Kulturfinanzbericht geben die 
Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder zweijährlich heraus. Wir 
beziehen uns auf die jüngste Ausga-
be aus Dezember 2016. Den Kulturfi-
nanzbericht finden Sie im Web-Auf-
tritt des Statistischen Bundesamtes.1

Dem Kulturfinanzbericht zufolge 
haben Bund, Länder und Gemein-

den im Jahr 2013 laut Finanzstatistik 
und Hochschulfinanzstatistik und in 
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1 	 https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/BildungForschungKultur/Kultur/Kulturfinanzbericht.html;jsessionid=B4FD83A7163557698D5F713A6	
	 99FF268.cae3
2 	 Kulturfinanzbericht 2016, Seite 28
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Großveranstaltungen im Sport in Hessen 2014

Der Sportausschuss des Hessi-
schen Städtetages hat in seiner 
letzten Sitzung in Wiesbaden die 
Geschäftsstelle des Hessischen 
Städtetages gebeten, eine Über-
sicht über alle Veranstaltungen von 
nationaler und von internationaler 
Bedeutung in einer Übersicht zu-
sammenzufassen. 

Die Veranstaltungsübersicht ist auf 
der Internetseite des Hessischen 
Städtetages abrufbar: www.hess-
staedtetag.de, Arbeitsfelder, Sport, 
Kultur und Ehrenamt.

In Hessens Städten werden auch 
im Jahr 2014 spannende sportli-
che Wettbewerbe ausgetragen. So 
steht der Radsport im Mai auf dem 
Plan, wenn wieder der Startschuss 
zum Radrennen „Rund um den Fi-
nanzplatz Eschborn-Frankfurt“ 
fällt. Wenige Tage später  ndet so-
dann die Internationale-3-Etappen-

Rundfahrt statt. Am 17. Mai  nden 
die Hessischen Schwimmmeister-
schaften statt. Auch die Jugend 
wird gefördert: In Rosbach v.d.H. 
 ndet am 31. Mai das Internationale 
U10-Jugendfußballturnier statt. In 
Lampertheim steht der Spargellauf 
am 14. Juni auf dem Programm. 

Auch traditionsreiche Wettbewer-
be  nden wieder statt: P ngsttur-

nier in Wiesbaden und IRONMAN 
European Championship und City 
Triathlon in Frankfurt am Main. Das 
Landeskinderturnfest  ndet dieses 
Jahr am 20. Juni in Marburg statt. Es 
wird auch wieder getanzt, so beim 
34. Internationalen Leica Turnier / 
World-Cup am 6. Dezember 2014 
in Wetzlar. Unsere Städte haben im-
mer etwas zu bieten.
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Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier  nden Sie eine Kurzübersicht 
über unsere demnächst anstehen-
den Termine für Fortbildungsveran-
staltungen. Weitere Informationen 
zu diesen und späteren Seminaren 
 nden Sie im Internet unter www.
hess-staedtetag.de/Fortbildung. 

Personalführung für 
Abteilungsleiter/innen und 
Sachgebietsleiter/innen
Dipl.-Betriebswirt und Dipl.-Päd.
Leonhard Schmidt, Wiesbaden
Termin: 12. bis 14. Mai 2014
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 5. April 2014
Tagungsgebühr: € 390,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 244,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 102,- bei täglicher 
Anreise

Stil und Stimme 
Heidemarie Müller, langjährige Pro-
tokollche n in der saarländischen 

Staatskanzlei, und Bettina Koch, 
Schauspielerin, Theatertherapeutin 
und Sprach-Trainerin
Termin: 15. Mai 2014, 10.00 – 18.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt am 
Main
Anmeldeschluss: 10. April 2014
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 88,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Preisrecht für Praktiker: Das neue 
Hessische Vergabegesetz (HVG)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftrags-
beratungszentrum UB Brinkmann 
GbR
Termin: 21. Mai 2014, 10.00 – 17.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt a. M.
Anmeldeschluss: 15. April 2014
Tagungsgebühr: € 220,- für Mitglieder
Hotelkosten: Bei Anreise am Vortag 
€ 118,- für Übernachtung/Frühstück 
im EZ

Führungsseminar für 
Nachwuchskräfte – Stufe I
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 10. bis 12. Juni 2014
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 25. April 2014
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 244,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 102,- bei täglicher 
Anreise
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Europäischer Gerichtshof stärkt kommunale Selbstverwaltung 
- Errichtung eines Zweckverbandes nicht ausschreibungs-
pflichtig

(Ri) Eine der klassischen Aufgaben 
der Kommunalpolitik ist die Frage 
zu entscheiden, in welcher Organi-
sationsform die Aufgaben erledigt 
werden sollen. Besonders komplex 
ist diese Entscheidung, wenn es 
nicht um die innere Organisation 
der jeweiligen Stadt oder Gemeinde 
geht, sondern um den Rahmen der 
Zusammenarbeit mit Dritten. In die-
ser Situation kommt es neben den 
Vorgaben des Kommunalrechts und 
den steuerlichen Vorgaben auch da-
rauf an, ob eine Ausschreibung nach 
dem Vergaberecht notwendig ist.

In dieser Frage hat sich der Euro-
päische Gerichtshof jetzt sehr klar 
positioniert (Urteil vom 21.1.2016, 
C-51/15). Wenn mehrere Städte und 
Gemeinden einen Zweckverband 
errichten und diesem eine Aufgabe 
vollständig übertragen, stellt dies 
keine dem Vergaberecht unterlie-

gende Erteilung eines Auftrags, 
sondern eine innerstaatliche Organi-
sationsentscheidung dar. Damit hat 
der Europäische Gerichtshof klarge-
stellt, dass potentielle Konkurrenten 
kein Ausschreibungsverfahren er-
zwingen können. 

Voraussetzung der Vergabefreiheit 
ist allerdings, dass die beteiligten 
Kommunen die Aufgabe wirklich und 
umfassend auf den Zweckverband 
übertragen. Der EuGH formuliert 
hierzu drei Kriterien:

1.	 Die Kompetenzen müssen um- 
	 fassend übertragen werden. Das  
	 heißt die operative Zuständigkeit  
	 und die damit zusammenhän- 
	 genden hoheitlichen Befugnisse  
	 müssen vollständig übergehen.  
	 Die beteiligten Kommunen dür- 
	 fen keine Teilzuständigkeit zu- 
	 rückbehalten.

2.	 Die Verantwortung muss eben- 
	 falls auf den neu geschaffenen  
	 Zweckverband übergehen. Zwar  
	 bleibt ein gewisses Maß an Kon- 
	 trolle möglich, aber es darf keine  
	 vollständige Kontrollbefugnis  
	 bestehen.
3.	 Schließlich muss der neue  
	 Zweckverband finanziell unab- 
	 hängig sein. Dies ist der Fall,  
	 wenn er sich z.B. aus eigenen  
	 Gebühren finanziert.

Das Emblem des EuGH
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Einheit: Euro je Einwohner;
Quellen: Kulturausgaben: Kulturfinanzbericht 2016, Seite 38
Bevölkerung: Stat. Ämter des Bundes und der Länder.
Zeichnung und Berechnung: HStT
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Seminare des Hessischen Städtetages  

Hier finden Sie eine Kurzübersicht 
über einige unserer Seminarter-
mine im Jahr 2017. Einzelheiten zu 
unseren Veranstaltungen finden Sie 
regelmäßig auf unserer Internetseite 
www.hess-staedtetag.de unter dem 
Stichpunkt Fortbildung.

Der Erlass der Grundsteuer
Die Anwendung der §§ 32 und 33 
GrStG in der kommunalen Praxis
Dr. Ben Michael Risch, Referatsleiter 
im Hessischen Städtetag, Lehrbe-
auftragter an der Hochschule für 
Polizei und Verwaltung
Termin: 16. März 2017, 10.00 – 17.00 Uhr
Ort: Hotel Amadeus, Frankfurt a. M.
Anmeldeschluss: 10. Februar 2017
Tagungsgebühr: € 180,- für Mitglieder 

Arbeitszirkel – 
Konfliktmanagement
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 2. bis 4. Mai 2017
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 15. März 2017
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglie-
der / € 650,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 262,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 114,- bei täglicher 
Anreise

Vergaberecht für Praktiker: 
Die neue Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen (VOB)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, 
Auftragsberatungszentrum 
UB Brinkmann GbR
Termin: 17. bis 18. Mai 2017
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 10. April 2017
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglieder
Hotelkosten: € 150,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 76,- bei täglicher 
Anreise

Führungsseminar für 
Nachwuchskräfte – Stufe I
Prof. Dr. Rolf Stein, Institut Dr. Müller
Termin: 19. bis 21. Juni 2017
Ort: Hotel Kress, 
Bad Soden-Salmünster
Anmeldeschluss: 25. April 2017
Tagungsgebühr: € 500,- für Mitglieder 

Hotelkosten: € 289,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 114,- bei täglicher 
Anreise

Vergaberecht für Praktiker: Die 
neue VOL – Vergabe von Liefer- 
und Dienstleistungen (im Ober- 
und Unterschwellenbereich)
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, 
Auftragsberatungszentrum 
UB Brinkmann GbR
Termin: 22. bis 23. Juni 2017
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 10. Mai 2017
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 150,00 bei Über-
nachtung vor Ort / € 76,00 bei 
täglicher Anreise

Kommunikation im (Chef-)Sekre-
tariat und in der Sachbearbeitung 
– Stufe I
Dipl.-Päd. Sabine Keller-Kühn, 
Institut Dr. Müller
Termin: 27. bis 29. Juni 2017
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 5. Mai 2017
Tagungsgebühr: € 470,- für Mitglieder 
Hotelkosten: € 262,- bei Übernach-
tung vor Ort / € 114,- bei täglicher 
Anreise
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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Abgrenzung nach dem Grundmit-
telkonzept insgesamt 9,9 Milliarden 
Euro für Kultur ausgegeben 2.
Der Kulturbericht umfasst nach der 
dabei zugrunde gelegten Abgren-
zung die Aufgabenbereiche Theater 
und Musik, wissenschaftliche und 
nichtwissenschaftliche Bibliotheken 
und Museen, Denkmalschutz und 
-pflege, Auswärtige Kulturpolitik und 
Sonstige Kulturpflege, Kunsthoch-
schulen sowie die Verwaltung für 
kulturelle Angelegenheiten.3 

Allgemein stellt der Kulturfinanzbe-
richt fest: 4

„Die Anteile der Körperschaftsgrup-
pen an der gesamten öffentlichen 
Kulturfinanzierung veränderten sich 
im Zeitverlauf nur geringfügig. 2013 
betrug der Bundesanteil 13,6 % 

(2005: 12,5  %), der Anteil der Län-
der 41,0 % (2005: 42,2 %) und die 
Gemeinden steuerten 45,4 % (2005: 
45,3 %) bei. In Relation zur Wirt-
schaftskraft betrug der Anteil der 
Kulturausgaben am BIP 2013 0,35 % 
und liegt somit auf dem gleichen Ni-
veau wie 2005, wenngleich die Anteile 
nicht über den gesamten Zeitraum 
konstant waren. Der Anteil der Kul-
turausgaben am BIP unterlag im Ver-
gleichszeitraum Schwankungen zwi-
schen 0,34 % und 0,37 %. In Bezug 
zum öffentlichen Gesamthaushalt hat 
sich der Anteil des Kulturbereichs an 
den öffentlichen Gesamtausgaben 
von 1,61 % im Jahr 2005 auf 1,68 % 
im Jahr 2013 erhöht.“

Wer sich eingehender mit der Kultur-
förderung beschäftigen will, findet 

fundierte Daten und Erläuterungen  
im Kapitel 3 „Kulturausgaben von 
Bund, Ländern und Gemeinden“5, 
speziell zu den Kommunen im Kapi-
tel 3.4 „Kulturausgaben der Gemein-
den“6. 

Der Anteil des Gesamtlandes7 
Hessen an der Kulturförderung in 
Deutschland liegt mit 106,8 Euro je 
Einwohner für das Rechnungsjahr 
2013 minimal über dem bundeswei-
ten Durchschnitt von 106,0 Euro je 
Einwohner (siehe Grafik auf Seite 16).
Allerdings tragen Hessens Kommu-
nen überdurchschnittlich zu diesem 
Ergebnis bei: Mit Ausgaben von  
69,0 Euro je Einwohner liegen sie  
unter den Kommunen der dreizehn 
Flächenländer über dem Schnitt an 
dritter Stelle.

3	 Kulturfinanzbericht 2016, Seite 28
4	 Kulturfinanzbericht 2016, Seite 30
5 	 Kulturfinanzbericht 2016, Seiten 28 bis 43
6 	 Kulturfinanzbericht 2016, Seiten 40 bis 43
7 	 Unter „Gesamtland“ ist die Summe des Staates Hessen plus aller hessischen Kommunen zu verstehen
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Termin Veranstaltung Zeit Ort

13.02.2017 AG Süd 09:30 Neu-Isenburg

14.02.2017 AG Nord 09:30 Fritzlar

15.02.2017 AG Kultur 10:00 Darmstadt

15.02.2017 Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft 14:00 Frankfurt am Main

16.02.2017 AG Mitte 09:30  Schlitz

01.03.2017 AG Jugendamtsleiter 09:30 Wiesbaden

06.03.2017 AK IT 10:00 Mörfelden-Walldorf

07.03.2017 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Pfungstadt

09.03.2017 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Fulda

14.03.2017 AK Asyl 10:00 HdkS, Wiesbaden

15.03.2017 AG Umweltschutz 10:00 Gießen

21.03.2017 AG Jugendamtsleiter 18:00 Frankfurt am Main

23.03.2017 AG Frauenbeauftragte 10:00 Fulda

28.03.2017 Ausschuss für Schule und Kultur 10:00 HdkS

29.03.2017 Ausschuss für Soziales und Integration 10:00 Limburg a. d. Lahn

29.03.2017 AG Hessischer Sportämter (AHS) 10:00 LDK WZ
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BESTENS GEEIGNET FÜR DIE GEZIELTE KANDIDATENSUCHE 

Setzen Sie für Ihr Personalmanagement auf einen Profi: Interamt bietet 

Ihnen effizientes E-Recruiting. Und bringt Sie mit hochwertigen Tools wie 

der Eignungsdiagnostik Ihrem Ziel schnell und einfach einen entscheidenden 

Schritt näher. AUF IHREN ERFOLG EINGESTELLT: WWW.INTERAMT.DE

„Unser Erfolg  
beruht auf hoch-
qualifizierten 
Mitarbeitern. Wie 
wir sie finden? 
Mit Interamt.“

MARKUS POSTULKA
Leiter Personal und Recht, Deutsches Institut für  
Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI)

Interamt_Testimonial_AZ_Postulka_210x297_Hessischer Staedtetag_RZ_170130.indd   1 30.01.17   15:59




